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AIVG §49

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §13

. AIVG Art. 3 8 49 heute

AIVG Art. 3 § 49 glltig ab 01.01.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 106/2015

AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.01.2001 bis 31.12.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 142/2000
AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.05.1996 bis 31.12.2000zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 411/1996
AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.05.1996 bis 30.04.1996zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 201/1996
AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.07.1994 bis 30.04.1996zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.08.1989 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 364/1989
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B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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VWGVG § 13 heute

VwWGVG § 13 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

VWGVG § 13 gultig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwGVG § 13 gultig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwGVG § 13 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
VWGVG § 13 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Erika ENZLBERGER-HEIS als Vorsitzende und die
fachkundigen Laienrichter Mag. Elke DE BUCK-LAINER (aus dem Kreis der Arbeitnehmer) und Robert BAUER (aus dem
Kreis der Arbeitgeber) als Beisitzer Uber die Beschwerde von XXXX gegen Spruchpunkt B des Bescheides des
Arbeitsmarktservice XXXX vom XXXX , VN: XXXX , betreffend den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der
Beschwerde gegen diesen in der Hauptsache ergangenen Bescheid, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht
hat durch die Richterin Mag. Erika ENZLBERGER-HEIS als Vorsitzende und die fachkundigen Laienrichter Mag. Elke DE
BUCK-LAINER (aus dem Kreis der Arbeitnehmer) und Robert BAUER (aus dem Kreis der Arbeitgeber) als Beisitzer Uber
die Beschwerde von romisch 40 gegen Spruchpunkt B des Bescheides des Arbeitsmarktservice romisch 40 vom
rémisch 40, VN: rémisch 40 , betreffend den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gegen diesen in

der Hauptsache ergangenen Bescheid, zu Recht erkannt:
A)

Die Beschwerde gegen Spruchpunkt B wird gemal 8 28 Abs. 1 iVm 8 13 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG)
abgewiesen.Die Beschwerde gegen Spruchpunkt B wird gemaR Paragraph 28, Absatz eins, in Verbindung mit

Paragraph 13, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

Mit verfahrensgegenstandlichem Bescheid des Arbeitsmarktservice (im Folgenden: AMS; belangte Behorde) vom XXXX
wurde der Bezug des Arbeitslosengeldes der Beschwerdefihrerin vom XXXX eingestellt, da sie den vorgeschriebenen
Kontrollmeldetermin am XXXX nicht eingehalten und sich erst am XXXX bei der zustandigen regionalen Geschaftsstelle
gemeldet habe (Spruchpunkt A). Die belangte Behorde schloss die aufschiebende Wirkung gemaR 8 13 Abs. 2 VWGVG
aus (Spruchpunkt B).Mit verfahrensgegenstandlichem Bescheid des Arbeitsmarktservice (im Folgenden: AMS; belangte
Behorde) vom romisch 40 wurde der Bezug des Arbeitslosengeldes der Beschwerdefihrerin vom rémisch 40
eingestellt, da sie den vorgeschriebenen Kontrollmeldetermin am rémisch 40 nicht eingehalten und sich erst am
rémisch 40 bei der zustandigen regionalen Geschaftsstelle gemeldet habe (Spruchpunkt A). Die belangte Behdrde

schloss die aufschiebende Wirkung gemal? Paragraph 13, Absatz 2, VwWGVG aus (Spruchpunkt B).

Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdefuhrerin fristgerecht Beschwerde und fuhrte im Wesentlichen aus, dass
sie sich Anfang Dezember in einer intensiven Vorbereitungsphase auf die Abschlussprifung des Kurses fur
Digitalisierungsmanagement befunden habe. In diesem Zusammenhang habe sie den Kontrolltermin leider
unbeabsichtigt Gbersehen. Es habe sich dabei um ein einmaliges Versehen gehandelt, das sie ausdricklich bedauere.
Erschwerend komme hinzu, dass die Verstandigung Uber den Kontrolltermin bereits rund zwei Monate im Voraus,
namlich am XXXX , erfolgt sei und - im Gegensatz zur bisherigen Praxis - kein zusatzlicher ,Reminder” Gbermittelt
worden sei. Nach ihrem Kenntnisstand sei dies auf eine Systemumstellung beim AMS zurlckzufihren gewesen,
wodurch die gewohnten Erinnerungshinweise nicht mehr versendet worden seien. Gerade bei einem derart langen
Vorlauf stelle dies eine erhebliche Abweichung vom bisherigen Ablauf dar. Die Beschwerdeflhrerin fihrte weiters aus,
dass ihr eine rasche Integration in den Arbeitsmarkt ein sehr gro3es Anliegen sei. Dies zeige sich unter anderem daran,
dass sie bereits Uber XXXX Bewerbungen verfasst habe und kontinuierlich aktiv nach einer zumutbaren Beschaftigung
suche. Ein mangelndes Interesse an Vermittlung oder Betreuung durch das AMS liege daher keinesfalls vor. Aus den
genannten Grinden ersuche sie um Anerkennung eines triftigen Entschuldigungsgrundes im Sinne des 8§ 49 Abs. 2
AIVG sowie um Neubeurteilung des Anspruchsverlustes. Zudem ersuche sie, die Entscheidung Uber den Ausschluss
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der aufschiebenden Wirkung nochmals wohlwollend zu priifen.Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdefihrerin
fristgerecht Beschwerde und fluhrte im Wesentlichen aus, dass sie sich Anfang Dezember in einer intensiven
Vorbereitungsphase auf die Abschlusspriafung des Kurses fur Digitalisierungsmanagement befunden habe. In diesem
Zusammenhang habe sie den Kontrolltermin leider unbeabsichtigt Ubersehen. Es habe sich dabei um ein einmaliges
Versehen gehandelt, das sie ausdrucklich bedauere. Erschwerend komme hinzu, dass die Verstandigung Uber den
Kontrolltermin bereits rund zwei Monate im Voraus, ndmlich am rémisch 40, erfolgt sei und - im Gegensatz zur
bisherigen Praxis - kein zusatzlicher ,Reminder” Ubermittelt worden sei. Nach ihrem Kenntnisstand sei dies auf eine
Systemumstellung beim AMS zuruckzufuhren gewesen, wodurch die gewohnten Erinnerungshinweise nicht mehr
versendet worden seien. Gerade bei einem derart langen Vorlauf stelle dies eine erhebliche Abweichung vom
bisherigen Ablauf dar. Die Beschwerdeflhrerin fiihrte weiters aus, dass ihr eine rasche Integration in den Arbeitsmarkt
ein sehr grol3es Anliegen sei. Dies zeige sich unter anderem daran, dass sie bereits Uber rémisch 40 Bewerbungen
verfasst habe und kontinuierlich aktiv nach einer zumutbaren Beschéftigung suche. Ein mangelndes Interesse an
Vermittlung oder Betreuung durch das AMS liege daher keinesfalls vor. Aus den genannten Grinden ersuche sie um
Anerkennung eines triftigen Entschuldigungsgrundes im Sinne des Paragraph 49, Absatz 2, AIVG sowie um
Neubeurteilung des Anspruchsverlustes. Zudem ersuche sie, die Entscheidung uUber den Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung nochmals wohlwollend zu prufen.

Die Beschwerde gegen den Bescheid betreffend den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung (Spruchpunkt B) wurde
dem Bundesverwaltungsgericht samt bezughabendem Verwaltungsakt am XXXX vorgelegt. Zudem werde von der
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung betreffend Spruchpunkt A) des Bescheides vom XXXX nicht
abgesehen.Die Beschwerde gegen den Bescheid betreffend den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung (Spruchpunkt
B) wurde dem Bundesverwaltungsgericht samt bezughabendem Verwaltungsakt am romisch 40 vorgelegt. Zudem
werde von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung betreffend Spruchpunkt A) des Bescheides vom rémisch
40 nicht abgesehen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die Beschwerdefiihrerin stand zuletzt vom XXXX in einem vollversicherten Dienstverhéltnis.Die Beschwerdefliihrerin
stand zuletzt vom romisch 40 in einem vollversicherten Dienstverhaltnis.

Seit XXXX steht die Beschwerdefiihrerin wiederholt im Bezug von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung.Seit
rémisch 40 steht die Beschwerdeflhrerin wiederholt im Bezug von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung.

Mit ihren Ausfihrungen in der Beschwerde erstattete die Beschwerdeflhrerin kein konkretes, vor allem aber kein
bescheinigtes Vorbringen dahingehend, dass der sofortige Vollzug des Bescheides Uber den Verlust des
Arbeitslosengeldes sie unverhaltnismaRig hart treffen wirde. Sie hat einen mit dem sofortigen Vollzug des Bescheides
verbundenen unverhaltnisméaRigen Nachteil nicht substantiiert dargetan.

Es wurde von ihr ebenso wenig dargetan, welche Umstande fUr die Einbringlichkeit einer allfalligen kinftigen
Ruckforderung sprechen.

Die belangte Behdrde hat auf die Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung zu Spruchpunkt A des angefochtenen
Bescheides nicht verzichtet.

2. Beweiswirdigung:

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich unmittelbar aufgrund der unbedenklichen und unzweifelhaften Aktenlage des
vorgelegten Verwaltungsaktes.

Das letzte Beschaftigungsverhaltnis sowie die Bezugsverlaufe ergeben sich aus dem tbermittelten im Akt einliegenden
Versicherungsverlauf ~ vom XXXX in Zusammenschau mit der Einsichtnahme in die beim Dachverband der
Sozialversicherungstrager gespeicherten Daten.Das letzte Beschaftigungsverhaltnis sowie die Bezugsverlaufe ergeben
sich aus dem Ubermittelten im Akt einliegenden Versicherungsverlauf vom romisch 40 in Zusammenschau mit der
Einsichtnahme in die beim Dachverband der Sozialversicherungstrager gespeicherten Daten.

Die Feststellung, dass die Beschwerdefiihrerin einen mit dem sofortigen Vollzug des Bescheides vom XXXX
verbundenen unverhaltnismaBigen Nachteil nicht substantiiert dargetan hat, grindet sich auf ihr



Beschwerdevorbringen. In ihrem Beschwerdeschreiben brachte sie kein konkretes und auch kein bescheinigtes
Vorbringen vor. Die Feststellung, dass die Beschwerdeflhrerin einen mit dem sofortigen Vollzug des Bescheides vom
réomisch 40 verbundenen unverhdltnismaRigen Nachteil nicht substantiiert dargetan hat, grindet sich auf ihr
Beschwerdevorbringen. In ihrem Beschwerdeschreiben brachte sie kein konkretes und auch kein bescheinigtes
Vorbringen vor.

Sie legte weder ihre wirtschaftlichen Verhaltnisse dar noch brachte sie diesbezlglich Bescheinigungsmittel in Vorlage.
3. Rechtliche Beurteilung:

Die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes und die Entscheidung durch einen Senat unter Mitwirkung
fachkundiger Laienrichter ergeben sich aus 88 6, 7 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVWGG) iVm 8 56 Abs. 2 AIVG
(vgl. VWGH 07.09.2017, Ra 2017/08/0081).Die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes und die Entscheidung
durch einen Senat unter Mitwirkung fachkundiger Laienrichter ergeben sich aus Paragraphen 6, 7,
Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVwWGG) in Verbindung mit Paragraph 56, Absatz 2, AIVG vergleiche VwGH
07.09.2017, Ra 2017/08/0081).

§ 56 Abs. 2 AIVG normiert, dass Uber Beschwerden gegen Bescheide der Geschaftsstellen des Arbeitsmarktservice das
Bundesverwaltungsgericht durch einen Senat zu entscheiden hat, dem zwei fachkundige Laienrichter, je einer aus dem
Kreis der Arbeitgeber und einer aus dem Kreis der Arbeitnehmer angehdren. Es liegt somit Senatszustandigkeit
vor.Paragraph 56, Absatz 2, AIVG normiert, dass Uber Beschwerden gegen Bescheide der Geschéaftsstellen des
Arbeitsmarktservice das Bundesverwaltungsgericht durch einen Senat zu entscheiden hat, dem zwei fachkundige
Laienrichter, je einer aus dem Kreis der Arbeitgeber und einer aus dem Kreis der Arbeitnehmer angehéren. Es liegt
somit Senatszustandigkeit vor.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt
hatte.Gemald Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt
hatte.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zuru?ckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.Gemal Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zuru?ckzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

Zu A)

Gemald §8 13 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) hat eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige
Beschwerde gemall Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG aufschiebende Wirkung.Gemall Paragraph 13, Absatz eins,
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) hat eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemaR
Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG aufschiebende Wirkung.

GemaR § 13 Abs. 2 VWGVG kann die aufschiebende Wirkung von der Behdrde mit Bescheid ausgeschlossen werden,
wenn nach Abwagung der berUhrten oOffentlichen Interessen und der Interessen anderer Parteien der vorzeitige
Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Austibung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdaumten
Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. Ein solcher Ausspruch ist tunlichst schon in den Uber die
Hauptsache ergehenden Bescheid aufzunehmen.GemaR Paragraph 13, Absatz 2, VwWGVG kann die aufschiebende
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Wirkung von der Behdrde mit Bescheid ausgeschlossen werden, wenn nach Abwagung der berthrten &ffentlichen
Interessen und der Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die
Ausubung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend
geboten ist. Ein solcher Ausspruch ist tunlichst schon in den Gber die Hauptsache ergehenden Bescheid aufzunehmen.

GemalR§ 13 Abs. 4 VwGVG hat die Beschwerde gegen einen Bescheid, der die aufschiebende Wirkung einer
Beschwerde ausgeschlossen hat, keine aufschiebende Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspatet oder
unzuldssig zurickzuweisen ist, hat die Behérde dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten
des Verfahrens unverziglich vorzulegen. Das Verwaltungsgericht hat Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren
unverzuglich zu entscheiden und der Behérde, wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung
absieht, die Akten des Verfahrens zurlickzustellen. GemaR Paragraph 13, Absatz 4, VwGVG hat die Beschwerde gegen
einen Bescheid, der die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde ausgeschlossen hat, keine aufschiebende Wirkung.
Sofern die Beschwerde nicht als verspatet oder unzuldssig zurlckzuweisen ist, hat die Behdrde dem
Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziglich vorzulegen. Das
Verwaltungsgericht hat Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden und der Behdrde,
wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens

zurlckzustellen.

Die Beschwerde war nicht als verspatet oder unzuldssig zurickzuweisen und sah das AMS nicht von der Erlassung
einer Beschwerdevorentscheidung ab.

Fallbezogen ergibt sich daraus Folgendes:

Zur Regelung des & 13 VWGVG hat der Verwaltungsgerichtshof in Zusammenhang mit Beziehern von Leistungen aus
der Arbeitslosenversicherung mit Erkenntnis vom 11.04.2018, Ro 2017/08/0033, wie folgt ausgefuhrt: Zur Regelung des
Paragraph 13, VWGVG hat der Verwaltungsgerichtshof in Zusammenhang mit Beziehern von Leistungen aus der
Arbeitslosenversicherung mit Erkenntnis vom 11.04.2018, Ro 2017/08/0033, wie folgt ausgefuhrt:

.Die Entscheidung Uber Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ist das Ergebnis einer im Einzelfall
vorzunehmenden Interessenabwagung (VWGH 1.9.2014, Ra 2014/03/0028). [...] 8 13 Abs. 2 VWGVG ermdglicht es, den in
der Praxis bestehenden Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Einbringung allenfalls unberechtigt empfangener
Geldleistungen zu begegnen und dem Interesse der Versichertengemeinschaft, die Einbringlichkeit von (vermeintlich)
zu Unrecht gewahrten Leistungen an den einzelnen Versicherten ohne Zuwarten auf eine rechtskraftige Entscheidung
im Falle der Bekdmpfung eines Bescheides zu berticksichtigen, indem die berthrten &ffentlichen Interessen mit den
Interessen des Leistungsempfangers abgewogen werden. Stellt sich im Zuge dieser Interessenabwagung heraus, dass
der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheids wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist, so kann die
Behorde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde mit Bescheid ausschlieRen. ,Die Entscheidung Uber
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ist das Ergebnis einer im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwagung
(VWGH 1.9.2014, Ra 2014/03/0028). [...] Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG ermdglicht es, den in der Praxis bestehenden
Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Einbringung allenfalls unberechtigt empfangener Geldleistungen zu
begegnen und dem Interesse der Versichertengemeinschaft, die Einbringlichkeit von (vermeintlich) zu Unrecht
gewahrten Leistungen an den einzelnen Versicherten ohne Zuwarten auf eine rechtskraftige Entscheidung im Falle der
Bekampfung eines Bescheides zu berilcksichtigen, indem die berthrten 6ffentlichen Interessen mit den Interessen des
Leistungsempfangers abgewogen werden. Stellt sich im Zuge dieser Interessenabwagung heraus, dass der vorzeitige
Vollzug des angefochtenen Bescheids wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist, so kann die Behorde die
aufschiebende Wirkung einer Beschwerde mit Bescheid ausschlieRBen.

Das Tatbestandsmerkmal ,Gefahr im Verzug' bringt zum Ausdruck, dass die Bestimmung (der Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung) nur das Eintreten erheblicher Nachteile flir eine Partei bzw. gravierender Nachteile fir das
offentliche Wohl verhindern soll (vgl. Hengstschlager/Leeb, Rz 31 zu§ 64 AVG;, Eder/Martschin/Schmid, Das
Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte2, 8 13 VWGVG K 12). Das Tatbestandsmerkmal ,Gefahr im Verzug' bringt zum
Ausdruck, dass die Bestimmung (der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung) nur das Eintreten erheblicher Nachteile
far eine Partei bzw. gravierender Nachteile fiir das 6ffentliche Wohl verhindern soll vergleiche Hengstschlager/Leeb, Rz
31 zu Paragraph 64, AVG; Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte2, Paragraph 13,
VwWGVG K 12).
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Um die vom Gesetzgeber auBerdem geforderte Interessenabwagung vornehmen zu kdénnen (vgl. zur
Interessenabwagung nach 8 30 Abs. 2 VwWGG VwWGH 14.2.2014,Ro 2014/02/0053), hat ein Arbeitslosengeldbezieher
insbesondere die nicht ohne weiteres erkennbaren Umstande, die sein Interesse an einer Weitergewahrung
untermauern, sowie die in seiner Sphare liegenden Umstande, die entgegen entsprechender Feststellungen des AMS
far die Einbringlichkeit einer kinftigen Rickforderung sprechen, spatestens in der Begriindung (8 9 Abs. 1 Z 3 VWGVG)
seiner Beschwerde gegen die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darzutun und zu bescheinigen, zumal
das Verwaltungsgericht gemaR 8 13 Abs. 5 VWGVG Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu
entscheiden hat. Um die vom Gesetzgeber aullerdem geforderte Interessenabwdgung vornehmen zu kénnen
vergleiche zur Interessenabwdagung nach Paragraph 30, Absatz 2, VWGG VwGH 14.2.2014, Ro 2014/02/0053), hat ein
Arbeitslosengeldbezieher insbesondere die nicht ohne weiteres erkennbaren Umstande, die sein Interesse an einer
Weitergewdhrung untermauern, sowie die in seiner Sphare liegenden Umstdande, die entgegen entsprechender
Feststellungen des AMS fur die Einbringlichkeit einer kiinftigen Ruckforderung sprechen, spatestens in der Begrindung
(Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3, VWGVG) seiner Beschwerde gegen die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung
konkret darzutun und zu bescheinigen, zumal das Verwaltungsgericht gemal3 Paragraph 13, Absatz 5, VwGVG Uber die
Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden hat.

Ein im offentlichen Interesse gelegener Bedarf nach einer Aberkennung der aufschiebenden Wirkung ist im
Allgemeinen insbesondere bei der Verhdangung einer Sperrfrist mangels Arbeitswilligkeit gemal3 8 10 Abs. 1 Z 1 AIVG
(iVm 8 38 AIVG) gegeben, deren disziplinierender Zweck weitgehend verloren ginge, wenn sie erst Monate nach ihrer
Verhdngung in Kraft treten wirde. Die Interessenabwagung kann vor allem dann zu Gunsten einer Aberkennung der
aufschiebenden Wirkung ausschlagen, wenn fur den Fall einer vorldufigen Weitergewahrung einer Leistung die
Einbringlichkeit des Uberbezuges gefahrdet ist. Ob eine solche Gefihrdung vorliegt, hat das AMS zu ermitteln und
gegebenenfalls auf Grund konkret festzustellender Tatsachen Uber die wirtschaftlichen Verhaltnisse der betroffenen
Partei festzustellen (Muller in Pfeil AIVG-Komm Rz 3f und 19 zu 8§ 56). Wirkt der Arbeitslosengeldbezieher an den
Feststellungen Uber die Einbringlichkeit nicht mit, kann von einer Gefahrdung derselben ausgegangen werden (Muller
in Pfeil AIVG-Komm Rz 19 zu § 56). Eine maRgebliche Gefahrdung der Einbringlichkeit des Uberbezuges ware allerdings
dann nicht anzunehmen, wenn die prima facie beurteilten Erfolgsaussichten der Beschwerde eine Rickforderung der
weiter gezahlten Notstandshilfe unwahrscheinlich machen (vgl. zur Erfolgsprognose VwGH 9.5.2016, Ra
2016/09/0035).” Ein im &ffentlichen Interesse gelegener Bedarf nach einer Aberkennung der aufschiebenden Wirkung
ist im Allgemeinen insbesondere bei der Verhangung einer Sperrfrist mangels Arbeitswilligkeit gemal Paragraph 10,
Absatz eins, Ziffer eins, AIVG in Verbindung mit Paragraph 38, AIVG) gegeben, deren disziplinierender Zweck
weitgehend verloren ginge, wenn sie erst Monate nach ihrer Verhangung in Kraft treten wirde. Die
Interessenabwagung kann vor allem dann zu Gunsten einer Aberkennung der aufschiebenden Wirkung ausschlagen,
wenn fiir den Fall einer vorlaufigen Weitergewahrung einer Leistung die Einbringlichkeit des Uberbezuges gefahrdet
ist. Ob eine solche Gefdhrdung vorliegt, hat das AMS zu ermitteln und gegebenenfalls auf Grund konkret
festzustellender Tatsachen Uber die wirtschaftlichen Verhéltnisse der betroffenen Partei festzustellen (Miller in Pfeil
AIVG-Komm Rz 3f und 19 zu Paragraph 56,). Wirkt der Arbeitslosengeldbezieher an den Feststellungen Uber die
Einbringlichkeit nicht mit, kann von einer Gefahrdung derselben ausgegangen werden (Mdller in Pfeil AIVG-Komm Rz
19 zu Paragraph 56,). Eine maRgebliche Gefdhrdung der Einbringlichkeit des Uberbezuges ware allerdings dann nicht
anzunehmen, wenn die prima facie beurteilten Erfolgsaussichten der Beschwerde eine Rickforderung der weiter

"

gezahlten Notstandshilfe unwahrscheinlich machen vergleiche zur Erfolgsprognose VwGH 9.5.2016, Ra 2016/09/0035).

Festzuhalten ist im konkreten Einzelfall somit zunachst, dass das AMS zu Recht davon ausging, dass sich die
Beschwerde der Beschwerdefihrerin gegen den Bescheid vom XXXX in seiner Gesamtheit und somit auch gegen den
mit Spruchpunkt B des verfahrensgegenstandlichen Bescheides ausgesprochenen Ausschluss der aufschiebenden
Wirkung richtet. Die Beschwerdeflihrerin erstattete aber kein ausreichend konkretes und substantiiertes Vorbringen
daruber, dass ihr der Vollzug des Bescheides Uber den Verlust des Arbeitslosengeldes unverhaltnismaliig hart treffen
wUlrde.Festzuhalten ist im konkreten Einzelfall somit zunachst, dass das AMS zu Recht davon ausging, dass sich die
Beschwerde der Beschwerdeflihrerin gegen den Bescheid vom rémisch 40 in seiner Gesamtheit und somit auch gegen
den mit Spruchpunkt B des verfahrensgegenstandlichen Bescheides ausgesprochenen Ausschluss der aufschiebenden
Wirkung richtet. Die Beschwerdeflihrerin erstattete aber kein ausreichend konkretes und substantiiertes Vorbringen
daruber, dass ihr der Vollzug des Bescheides Uber den Verlust des Arbeitslosengeldes unverhaltnismaliig hart treffen
wirde.
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Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 14.02.2014,Ro 2014/02/0053) trifft die
Beschwerdefihrerin hinsichtlich des unverhaltnismafigen Nachteils eine Konkretisierungspflicht (vwGH 11.04.2018, Ro
2017/08/0033). In diesem Sinne erfordert die Dartuung eines unverhaltnismaRigen wirtschaftlichen Nachteils die
nachvollziehbare Darlegung der konkreten wirtschaftlichen Folgen der behaupteten EinbuBen auf dem Boden der
gleichfalls konkret anzugebenden gesamten wirtschaftlichen Verhdltnisse der beschwerdefuhrenden Partei. Nur durch
die glaubhafte Dartuung konkreter - tunlichst ziffernmafliger - Angaben Uber die finanziellen Verhaltnisse der
Beschwerdefiihrerin wird das erkennende Verwaltungsgericht Uberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob
der Vollzug des angefochtenen Bescheides fir die Beschwerdeflhrerin einen unverhaltnismafigen Nachteil mit sich
brachte.Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwWGH 14.02.2014,Ro 2014/02/0053) trifft die
Beschwerdefihrerin hinsichtlich des unverhaltnismafigen Nachteils eine Konkretisierungspflicht (vwGH 11.04.2018, Ro
2017/08/0033). In diesem Sinne erfordert die Dartuung eines unverhaltnismaRigen wirtschaftlichen Nachteils die
nachvollziehbare Darlegung der konkreten wirtschaftlichen Folgen der behaupteten Einbuf3en auf dem Boden der
gleichfalls konkret anzugebenden gesamten wirtschaftlichen Verhaltnisse der beschwerdefiihrenden Partei. Nur durch
die glaubhafte Dartuung konkreter - tunlichst ziffernmalliger - Angaben Uber die finanziellen Verhaltnisse der
Beschwerdefiihrerin wird das erkennende Verwaltungsgericht Uberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob
der Vollzug des angefochtenen Bescheides fir die Beschwerdeflhrerin einen unverhaltnismafigen Nachteil mit sich
brachte.

Hierzu ist ins Treffen zu fUhren, dass das Verwaltungsgericht gemafR8 13 Abs. 4 VWGVG ohne weiteres Verfahren zu
entscheiden hat. Dies bedeutet, dass das Verwaltungsgericht (gleichsam einem Eilverfahren) ohne Setzung der
sonstigen Ublichen Verfahrensschritte Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung erkennen kann (vgl.
Eder/Martschin/Schmid, K17 zu 8 13). ,Unverziglich” und ,ohne weiteres Verfahren” bedeutet wohl, ohne jede
Moglichkeit, erganzende Sachverhaltsfeststellungen zu treffen (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Anm. 8 zu § 13).Hierzu ist ins
Treffen zu fuhren, dass das Verwaltungsgericht gemaR Paragraph 13, Absatz 4, VWGVG ohne weiteres Verfahren zu
entscheiden hat. Dies bedeutet, dass das Verwaltungsgericht (gleichsam einem Eilverfahren) ohne Setzung der
sonstigen Ublichen Verfahrensschritte Gber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung erkennen kann vergleiche
Eder/Martschin/Schmid, K17 zu Paragraph 13,). ,Unverzlglich” und ,ohne weiteres Verfahren” bedeutet wohl, ohne
jede Moglichkeit, erganzende Sachverhaltsfeststellungen zu treffen vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Anmerkung 8 zu
Paragraph 13,).

Wie bereits erwahnt, fihrte die Beschwerdeflhrerin nicht aus, welcher konkrete wirtschaftliche, finanzielle oder
rechtliche Nachteil fur sie mit der Aberkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde verbunden ware. Sie hat
es insbesondere unterlassen, ihre gesamte wirtschaftliche Situation darzulegen. Weder behauptet sie somit
substantiiert einen mit dem sofortigen Vollzug des Bescheides vom XXXX verbundenen, unverhaltnismaRigen Nachteil,
noch legte sie hinsichtlich ihrer gesamten wirtschaftlichen Situation Bescheinigungsmittel (z.B. betreffend die Hohe des
Haushaltseinkommens [Unterhaltszahlungen und Einkommen], konkrete Unterhaltspflichten, Wohnkosten, Kredite
und sonstige Verbindlichkeiten, etwaige Gesundheitskosten usw.) vor; vielmehr zielen die Beschwerdeausfuhrungen
im Wesentlichen auf die Hauptsache - namlich den Verlust des Arbeitslosengeldes gemdR § 49 AIVG ab. Da die
Beschwerdefiihrerin  weder ihre gesamten wirtschaftlichen Verhéltnisse darlegte noch diesbezlglich
Bescheinigungsmittel in Vorlage brachte, ist eine umfassende Beurteilung der finanziellen bzw. wirtschaftlichen
Verhaéltnisse der Beschwerdefiihrerin nicht moglich.Wie bereits erwahnt, fihrte die Beschwerdefiihrerin nicht aus,
welcher konkrete wirtschaftliche, finanzielle oder rechtliche Nachteil fir sie mit der Aberkennung der aufschiebenden
Wirkung der Beschwerde verbunden ware. Sie hat es insbesondere unterlassen, ihre gesamte wirtschaftliche Situation
darzulegen. Weder behauptet sie somit substantiiert einen mit dem sofortigen Vollzug des Bescheides vom rémisch 40
verbundenen, unverhaltnismaBigen Nachteil, noch legte sie hinsichtlich ihrer gesamten wirtschaftlichen Situation
Bescheinigungsmittel (z.B. betreffend die Hohe des Haushaltseinkommens [Unterhaltszahlungen und Einkommen],
konkrete Unterhaltspflichten, Wohnkosten, Kredite und sonstige Verbindlichkeiten, etwaige Gesundheitskosten usw.)
vor; vielmehr zielen die Beschwerdeausfihrungen im Wesentlichen auf die Hauptsache - namlich den Verlust des
Arbeitslosengeldes gemaR Paragraph 49, AIVG ab. Da die Beschwerdeflhrerin weder ihre gesamten wirtschaftlichen
Verhaltnisse darlegte noch diesbeziglich Bescheinigungsmittel in Vorlage brachte, ist eine umfassende Beurteilung der
finanziellen bzw. wirtschaftlichen Verhaltnisse der Beschwerdefiihrerin nicht moglich.

Die Gefahrdung der Einbringlichkeit eines allflligen Uberbezuges wurde demgegeniiber vom AMS insbesondere mit
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der bestehenden, langen Arbeitslosigkeit seit der zuletzt erworbenen Anwartschaft begrindet. In diesem
Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass diese Umstande von der Beschwerdeflhrerin nicht bestritten wurden
und sie damit dem Vorhalt hinsichtlich einer Gefahrdung der Einbringlichkeit der Forderung in der Beschwerde - schon
in Ansehung der langen Arbeitslosigkeit - nicht ausreichend entgegengetreten ist. Sie fihrte auch nicht substantiiert
aus, welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen Nachteile flr sie mit der Durchsetzbarkeit des
Bescheides verbunden waren, damit die erforderliche Abwagung gegenuber den - unstrittig bestehenden - Interessen
der Offentlichkeit am Sanktionszweck des § 49 AIVG vorgenommen hitte werden kénnen. Auch ist zumindest prima
facie nicht erkennbar, dass die Erfolgsaussichten der Beschwerde vom XXXX eine Riickforderung eines weiter gezahlten
Arbeitslosengeldes unwahrscheinlich machen wiirden. Schlielich ist bei der Abwagung der Interessen ein 6ffentliches
Interesse an der Wirksamkeit von Malinahmen iSd § 49 AIVG mit ins Kalkul zu ziehen. Aufgrund der festgestellten
Umstande, namlich der bestehenden Langzeitarbeitslosigkeit seit Erwerb der letzten Anwartschaft einerseits sowie
eines weder substantiierten noch bescheinigten Vorbringens der Beschwerdeflhrerin zum Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung andererseits, kann der belangten Behdrde nicht entgegengetreten werden, wenn sie das
Interesse der Versicherungsgemeinschaft an der Einbringlichkeit von (allenfalls) zu Unrecht gewahrten Leistungen
besonders stark gewichtet hat und von einem Uberwiegen der 6ffentlichen Interessen bzw. Gefahr im Verzug
ausgegangen ist.Die Gefahrdung der Einbringlichkeit eines allfilligen Uberbezuges wurde demgegeniiber vom AMS
insbesondere mit der bestehenden, langen Arbeitslosigkeit seit der zuletzt erworbenen Anwartschaft begrindet. In
diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass diese Umstande von der Beschwerdefihrerin nicht bestritten
wurden und sie damit dem Vorhalt hinsichtlich einer Gefahrdung der Einbringlichkeit der Forderung in der Beschwerde
- schon in Ansehung der langen Arbeitslosigkeit - nicht ausreichend entgegengetreten ist. Sie fihrte auch nicht
substantiiert aus, welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen Nachteile fur sie mit der
Durchsetzbarkeit des Bescheides verbunden wéaren, damit die erforderliche Abwagung gegenlber den - unstrittig
bestehenden - Interessen der Offentlichkeit am Sanktionszweck des Paragraph 49, AIVG vorgenommen hitte werden
kdénnen. Auch ist zumindest prima facie nicht erkennbar, dass die Erfolgsaussichten der Beschwerde vom romisch 40
eine Ruckforderung eines weiter gezahlten Arbeitslosengeldes unwahrscheinlich machen wirden. Schlief3lich ist bei
der Abwagung der Interessen ein 6ffentliches Interesse an der Wirksamkeit von MalRnahmen iSd Paragraph 49, AIVG
mit ins Kalkul zu ziehen. Aufgrund der festgestellten Umstande, namlich der bestehenden Langzeitarbeitslosigkeit seit
Erwerb der letzten Anwartschaft einerseits sowie eines weder substantiierten noch bescheinigten Vorbringens der
Beschwerdefiihrerin zum Ausschluss der aufschiebenden Wirkung andererseits, kann der belangten Behdrde nicht
entgegengetreten werden, wenn sie das Interesse der Versicherungsgemeinschaft an der Einbringlichkeit von
(allenfalls) zu Unrecht gewahrten Leistungen besonders stark gewichtet hat und von einem Uberwiegen der
offentlichen Interessen bzw. Gefahr im Verzug ausgegangen ist.

Die Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung (Spruchpunkt B des angefochtenen Bescheides)
war daher abzuweisen.

Der Vollstandigkeit halber wird darauf hingewiesen, dass mit dem gegenstandlichen Erkenntnis eine Entscheidung
Uber Spruchpunkt A nicht vorweggenommen wird. Diesbezliglich steht der belangten Behdrde noch die Moglichkeit
offen, eine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen.

Eine mundliche Verhandlung ist entfallen, weil das Bundesverwaltungsgericht nach der Regelung des§ 13 Abs. 4
VwWGVG verpflichtet ist, Uber die Beschwerde ,ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden”, was impliziert,
dass grundsatzlich keine mundliche Verhandlung durchzufihren ist (vgl. VWGH 09.06.2015, Ra 2015/08/0049) . Eine
mundliche Verhandlung ist entfallen, weil das Bundesverwaltungsgericht nach der Regelung des Paragraph 13, Absatz
4, VWGVG verpflichtet ist, Gber die Beschwerde ,ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden”, was impliziert,
dass grundsatzlich keine miindliche Verhandlung durchzufihren ist vergleiche VwGH 09.06.2015, Ra 2015/08/0049).

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
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Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden Rechtsfrage vor. Das
Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stitzen. Die mal3gebliche Rechtsprechung wurde bei
den Erwadgungen zu Spruchteil A) wiedergegeben. Insoweit die in der rechtlichen Beurteilung angefuhrte Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes zu friiheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts
auf die inhaltlich meist véllig gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverandert
Ubertragbar.Die Revision ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich
zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage
vor. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stitzen. Die maRgebliche Rechtsprechung
wurde bei den Erwagungen zu Spruchteil A) wiedergegeben. Insoweit die in der rechtlichen Beurteilung angefuhrte
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu friheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach Ansicht des
Bundesverwaltungsgerichts auf die inhaltlich meist vollig gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr geltenden
Rechtslage unverandert Ubertragbar.
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